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konſtitutionelles Blatt 
für das Großzherzogthum. 


Sonnabend den 15. April. 


[Beilage zu No. 90. der Zeitung für das Grossherzogthum Posen.] 


NO. 2. 1848. 


An die Mitbürger in unſerer Stadt. 


Poſen, den 14. April. Der hieſige konſtitutionelle Klubb 
hat in ſeiner geſtrigen ordentlichen Sitzung beſchloſſen, das 
Wahlgeſetz vom 8. April l. J. für die zur Vereinbarung der 
Preußiſchen Staats⸗Verfaſſung zu berufende Verſammlung 
und das dazu gehörige Reglement in ſeiner nächſten Sitzung 
Montag den 17. d. M. einer eingehenden und allſeitigen Be⸗ 
ſprechung zu unterziehen. 

Soll dieſes, ſollen alle künftigen Geſetze wahres und blei⸗ 
bendes Eigenthum des Volkes werden, und nicht bloß im Ge⸗ 
dächtniße haften, ſondern unſer ſittliches und rechtliches Be⸗ 
wußtſein durchdringen, unſer Wollen und Handeln regeln und 
beſtimmen, ſo müſſen wir ſie nicht durch das Auge allein, 
nicht einſam und getrennt von lebendiger Rede und Gegen⸗ 


rede, wir müſſen ſie auch durch das Ohr, durch das Verneh⸗ 


men richtiger und irriger Auffaſſungen, durch alle Mittel des 
bürgerlichen und geſelligen Gedanken ⸗Austauſches ſo lange 
prüfen, bis wir zu der Ueberzeugung gelangt find, das Ganze 
und das Einzelne verſtanden, und die Rechte und Pflichten, 
die das Geſetz für jeden Bürger des Staats enthält, begrif⸗ 
fen zu haben. . 
Der konſtitutionelle Klubb ladet daher feine Mitbürger ein, 


ſofern ſie ihm nicht als Mitglieder angehören, als Zuhörer 


nach Maßgabe des F. 6. feines veröffentlichten Statuts theil⸗ 
nehmend beizuwohnen.) Die für unſer Handeln in der näch⸗ 
ſten Zukunft wichtigſte konſtitutionelle Aufgabe beſteht in der 
Aufklärung und Verſtändigung über die Frage, wie jeder 
Einzelne es anzuſtellen habe, von den Mitbewoh- 
nern feines Wahlbezirks ſich fo viel Kunde zu ver⸗ 
ſchaffen, um zu beurtheilen, welche Männer dar⸗ 
unter zu dem hochwichtigen Geſchäfte eines Wahl⸗ 
manns völlig befähigt ſind. ü 

In einer großen Stadt ſind Vielen nicht einmal die Mit⸗ 
bewohner ihres Hauſes, geſchweige denn die anderen zu 
demſelben Wahlbezirk gehörenden Bürger bekannt. Mit ſol⸗ 


*) Die Zuhörerkarten werden vor Beginn der Sitzung vor dem 
Saale des Odeums an die ſich Meldenden verabfolgt und mit dem 
Ramen des Empfängers verſehen werden. 


cher Unkenntniß über die Perſönlichkeit der meiſten Männer, 
mit denen wir am 1. Mai d. J. zu der folgereichen Aus⸗ 
wahl von Wahlmännern zuſammentreten wollen, dürfen wir 
dieſen erſten ſelbſtſtändigen Akt unſeres konſtitutionellen Lebens 
nicht beginnen. 

Es iſt dieß aber nur eine von den vielen Fragen, die 
das Wahlgeſetz darbietet, über die Jeder auf dem ihm gemä⸗ 
ßeſten Wege, in⸗ und außerhalb des erwähnten Klubbs ſich 
volle Klarheit verſchaffen wolle, um würdig vorbereitet, ſelbſt⸗ 
ſtändig und unabhängig von irreleitenden Einflüßen an der 
Wahl ſich zu betheiligen. Wendt. 


Conſtitutioneller Klubb. 
(Zweite Sitzung im Odeum, den 10. April Abends 6 Uhr.) 
Nachdem eine Anzahl neuer Mitglieder angemeldet und 
eingeſchrieben worden, eröffnet der Sprecher, Juſtizrath Neu⸗ 
mann, die Sitzung mit einer Motivirung des Statuts, ins⸗ 
beſondere der im F. 1. deſſelben bezeichneten doppelten Aufgabe 
des Klubbs. Auf den Antrag des Sprechers wird die Errich⸗ 
tung eines Redactions-⸗Büreau's beſchloſſen, zu welchem ſich 
vorläufig die Herren: Regierungs⸗Rath Wendt, Land⸗ und 
Stadtgerichts⸗Rath Tſchuſchke, Aſſeſſor v. Crouſaz und 
Aſſeſſor v. Sahr erbieten. Der Sprecher macht demnächſt 
einige Mittheilungen über die mit dem Beſitzer und dem Re⸗ 
dakteur der Poſener Zeitung gepflogenen Unterhandlungen über 
die künftige Richtung und den zu verändernden Namen des 
Blattes. Sodann wird darüber die Disecuſſion eröffnet, ob 
gegen die Kompetenz der zum vereinigten Landtage verſammel⸗ 
ten Provinzialſtände, die Frage wegen Einverleibung des Groß⸗ 
herzogthums Poſen in den deutſchen Bund zu beantworten, 
Proteſt erhoben werden ſolle. Man iſt allgemein für den 
Proteſt. Nach einer längeren Discuſſion über die Motive re⸗ 
ſumirt der Sprecher die vorgekommenen dahin: 
1) die Provinzialſtände hätten überhaupt nicht das Recht, 
ſich über die Anſchließung Poſens an den deutſchen Bund 
zu äußern, 1 
2) das alte Wahlgeſetz ſei von der Art, daß das Ueberge⸗ 
wicht der Stimmen auf Seiten der Rittergutsbeſitzer ſich 
befinde, das Volk alſo nicht vertreten ſei, 


3) die polnische Nationalität ſei unter den ſtändiſchen Ver⸗ 


tretern vorherrſchend. N 
Bei der Abſtimmung werden die Motive ad 1. und 2. ange⸗ 
nommen, das ad 3. wird verworfen. Die Ausarbeitung des 
Proteſtes wird einer Commiſſion, beſtehend aus den oben ge⸗ 
nannten Mitgliedern des Redaktions ⸗Büreau's, denen noch 


Herr Conſiſtorial⸗Rath Kießling und Dr. Hepke zutraten, 


übertragen. Die Commiſſion ſoll den Entwurf am nächſten 


Tage vorlegen. Er ſoll ſodann durch das deutſche Comité 


in der Volksverſammlung zur Unterſchrift ausgelegt und nach 
Abgang der nachträgliche Beitritt Seitens der kleinen Städte 
und des Landes herbeigeführt werden. 1 
Herr Kliem beantragt, man möge ſich mit den proteſti⸗ 
renden Brombergern in Verbindung ſetzen, was jedoch bei der 
verſchiedenen Natur der Proteſte von der Verſammlung abge⸗ 
lehnt wurde. ö ee 
Nachdem noch auf den Antrag des Aſſeſſor v. Crouſaz 
eine Adreſſe an den Berliner konſtitutionellen Klubb beſchloſ⸗ 


ſen und mit der Entwerfung die früher ſchon gebildete Re⸗ 


dactions⸗Commiſſion beauftragt worden war, wurde von der 


Verſammlung in Stelle des durch eine Miſſion nach Frank⸗ 


furt a. M. verhinderten Stellvertreters des Sprechers, Profeſ⸗ 
for Loew, Herr Land- und Stadtgerichts-Director Seger 
zum Vertreter des Sprechers gewählt. In der nächſten or⸗ 
dentlichen Sitzung ſoll das Wahlgeſetz zur Discuſſion kommen. 


(Außerordentliche Sitzung des konſtitutionellen Klubbs, 
den 10. April Nachmittags 3 Uhr.) 
Als Sprecher fungirt Director Seger. Der Referent 
der Proteſt⸗Commiſſion, Aſſeſſor v. Crouſaz, verlieſt den 


Proteſt⸗Entwurf. Nach einer ins Einzelne gehenden Debatte, 


welche dadurch große Ausdehnung erhält, daß mehrere neue 
Mitglieder zugegen ſind, welche bei der letzten Berathung nicht 
anweſend waren, wird der Entwurf mit einer vom Regie⸗ 


rungs⸗Rath Viebig beantragten, im Laufe der Discuſſion 
modificirten, zuletzt vom Regierungs⸗Rath Wendt formulir⸗ 


ten Abänderung angenommen. i 


4 


(Dritte ordentliche Sitzung des konſtitutionellen Klubbs, * 


den 13. April Abends 6 Uhr.) f 


Sprecher iſt Juſtizrath Neumann. Die Protocolle der 
Sitzungen vom 10. und 11. April werden verleſen und nichts 


dagegen erinnert. Der Sprecher regt die Frage an, ob nicht 


ſtatt des neulich entworfenen Proteſtes eine Petition zu be⸗ 
rathen ſei, nachdem die Abſtimmung der Stände über die 
Einverleibungsfrage bekannt geworden. Die Verſammlung ver⸗ 


bleibt bei dem Proteſt, ) weil der angeregte Fall bereits im 
Proteſt vorgeſehen worden. Dr. Hepke, Referent der betref⸗ 
fenden Commiſſion, verlieſt die Adreſſe an den conſtitutionellen 
Klubb in Berlin. **) Sie wird genehmigt. Dr. Barth referirt 
ausführlich über die Verhandlungen mit der Deckerſchen Hof⸗ 
buchdruckerei, namentlich über ein vorläufiges Uebereinkommen 
mit derſelben, wonach zwar wegen zu großer Koſten für jetzt 
der Name des Blattes nicht geändert, aber ein beſonderes 
Beiblatt unter dem Titel: „Conſtitutionelles Blatt“ 
eingerichtet wird. Einige andere Projecte, Anträge und Ko⸗ 
ſten⸗Anſchläge wegen eines ſogleich zu gründenden neuen 
Blattes werden mitgetheilt und zur Erwägung geſtellt. Reg.⸗ 


Rath Viebig ſpricht für das Uebereinkommen mit der Decker⸗ 


ſchen Druckerei. v. Crouſaz wünſcht, daß die Sache einer 


*) Derſelbe iſt unten mitgetheilt. A 
***) Sie folgt umſtehend. 10 


J tions⸗Ausſchuß übertragen. 
zu gründende Zeitung werden aufgefordert, die Poſener Zei⸗ 


Unterzeichnung aufgefordert. 
tirten vom Comité, des Herrn Referendar Leviſeur, nach 


Abtheilung zur Prüfung überwieſen werde, findet aber keint 
ausreichende Unterſtützung. ww 
Regierungs⸗Rath Wendt ſtimmt für das Beiblatt, ver⸗ 
langt aber Garantie, daß auch noch Abends Artikel angenom⸗ 
men werden, Nachdem die Herren Barth und Hepke noch 
einiges Nähere über die Unterhandlungen mit der Deckerſchen 
Druckerei berichtet und Letzterer vorgeſchlagen hatte, die An⸗ 
ſtellung eines beſondern Setzers für das Beiblatt zu beantra⸗ 
gen, beſchließt die Verſammlung: "FR | 

1) Die Offerte der Decker ſchen Hofbuchdruckerei anzunehmen, 
wobei auf den Antrag des Aſſeſſor Brachvogel geneh⸗ 
migt wird, daß die einzelnen Punkte des Abkommens 
ſchriftlich feſtzuſetzen und * i . 

2) für das gegründete Beiblatt eine beſondere Redaktions⸗ 
Commiſſion zu beſtellen ſei. Dieſelbe wird gebildet aus 
den Herren: Barth, Crouſaz, Haſſenkrug, Hepke, 
Ka atz, Jaffé, Kießling, Tſchuſchke, Wendt sen., 
Wendt unn. g 8 ER 

Ein großer Theil der Verſammlung ſubſeribirt auf die Zei⸗ 
tung nebſt Beiblatt. — Der Sprecher ſtellt hierauf das Wahl⸗ 
geſetz zur Discuſſion. Auf den Antrag des Dr. Hepke wird 
jedoch beſchloſſen, dieſe Discuſſion zur nächſten Sitzung zu 
verſchieben, bis wohin der Klubb ſich bedeutend vergrößert 
haben wird. Heut zählt derſelbe 68 Mitglieder. Die An⸗ 
meldungen nehmen täglich zu. f Cr. 


Poſen, den 14. April. 
Deutſche Volksverſammlung im Odeum. 
| Morgens 9 Uhr. PL 
„Dr. Hepke vom Comité erftattet Bericht. Das Co⸗ 
mité hat im Verein mit dem konſtitutionellen Klubb die Zei⸗ 
tungsfrage dahin entſchieden, daß das ſchöne Anerbieten des 


Herrn v. Roſenſtiel, welcher ein Beiblatt zur Dispoſition 


ſtellt, vorläufig angenommen wird. Die definitive Regulirung 
dieſer Angelegenheit, ſo wie die Redaktion iſt einem Redak⸗ 
Die Subſcribenten auf die neu 


tung zu halten, die ſobald als möglich im Titel und in der 
Tendenz mit ihrem Beiblatt Eins ſein wird. e 
„Der vom konſtitutionellen Klubb berathene und nach 3 
Sitzungen beſchloſſene Proteſt, betreffend die Anſchlußfrage an 
den deutſchen Bund, wird verleſen, die Verſammlung zur 
Endlich die Abreiſe eines Depu⸗ 


Breslau, Behufs Darlegung der hieſigen Zuſtände auf facti⸗ 
ſcher Grundlage zur Kent on 1. 5 5 
Hierauf bringt v. Balliodz von neuem den Antrag 
eines Mißtrauens⸗Votums gegen Herrn v. Williſen zur 
Sprache, verlangt deſſen ſofortige Abberufung, und ſucht dieſe 
in einer längern Rede zu motiviren. 

Dagegen erhebt ſich Regier.⸗Rath Wendt: Es könne 
zugegeben werden, daß General v. Williſen in manchen 
Hauptpunkten geirrt; aber ſeine Aufgabe ſei auch ungemein 
ſchwer, und Irrthum verzeihlich. Es ſei jedoch durchaus ein 
zu mißbilligender Vorſchlag, um ſeine Abberufung zu petitio⸗ 
niren. Darüber würde koſtbare Zeit vergehen, der Erfolg 
eines ſolchen Beſchluſſes ſei durchaus unſicher ja faſt unmöglich. 

v. Haſſenkrug: Das Volk hat kein Vertrauen zu 
General v. Williſen, deshalb muß er abberufen werden. 
Die neuliche Demonſtration vor Lauks Hötel hat deutlich ge⸗ 
nug gezeigt, daß man ſich ſeine Rückkehr nicht gefallen laſſen 
wird. Ich mache den Antrag, daß man Se. Majeſtät bitte, 


den Herrn Minifter Flottwell als Commiſſarius herzuſen⸗ 
den. Der wird ſich in wenigen Stunden orientiren. 
Ee Acclamation.) 5 g 

v. Crouſaz: 
das Wort zu ergreifen, wenn man gegen Anſichten ſprechen 
will, die hier ſo bedeutende Unterſtützung gefunden haben. 
Und doch, meine Herren, werde ich mich gegen die Abberufung 


des Generals v. Williſen und gegen die Herſendung des Herrn 


Miniſters Flottwell ausſprechen. Bedenken Sie, was Sie 


zu thun im Begriff find. Der Miniſter Flottwell hat feine 
Anſicht über die Polenfrage bei ſeinem Ausſcheiden aus dem 


hieſigen Oberpräſidium in einer Denkſchrift niedergelegt, welche 
ziemlich allgemein bekannt geworden. 


zwecken ſie mit der Abberufung des General v. Williſen? 
Bedenken Sie, 
wird: „Die Deutſchen im Großherzogthum liegen im Streit 
mit ihrer deutſchen Regierung, mit ihrem deutſchen König! 


Nehmen Sie die beiden Vorſchläge nicht an! Seien wir 


deutſch! immer deutſch! überwachen wir die Schritte des Ge⸗ 
neral v. Williſen, proteſtiren wir gegen ſie, aber ſchürzen 
wir die Frage nicht zu einem gefahrvollen Knoten, deſſen Lö⸗ 
ſung Niemand ermeſſen kann! i 

Regier.⸗Präſident v. Kries: 
zur Reorganiſation gemacht, nur Wünſche ausgeſprochen wor⸗ 
den. Erſt nach der Pacificirung der Provinz, vom nächſten 
Montag ab, werden die Berathungen durch Herrn v. Wil⸗ 
liſen wieder aufgenommen werden. ö 


Die Entſcheidungen über dieſe Angelegenheit erfolgen 


nur von Berlin aus, wo deutſche Männer darüber zu 
Rathe ſitzen, von deren vaterländiſchem Sinn man nur alles 
Gute erwarten kann. Wenn Herr von Williſen ſeine 
Miſſion von einer andern Seite anſieht, ſo iſt dies dieje⸗ 
nige, von welcher man ſie ſowohl in Berlin als in ganz 
»Deutſchland betrachtet. 


wird vielleicht Hunderttauſende von Deutſchen dem deutſchen 
Vaterlande zuwendeu, aber wenige Tauſende würden verein⸗ 
zelt in Mitten des polniſchen Elementes bleiben. Hiefür giebt 
es kein Mittel! y 

Dr. Sachs ſpricht gegen die Prinzipien des Herrn v. 
Williſen. Wir könnten ihm um dieſer Willen kein Ver⸗ 
trauen ſchenken. Seine Maßnahmen könnten uns nicht be⸗ 
ruhigen. 


Reg.⸗Rath Wendt weiſt in Hinblick auf einen früheren 


Redner aufs Entſchiedenſte die Berufung auf ungeſetzliche De⸗ 
monſtrationen zurück, erinnert an das Beiſpiel des engliſchen 
Volkes, das ſeine Meinung 
des Geſetzes niemals verlaſſe. N 
Dr. Hepke: Meine Herren! ich achte es der Verſamm⸗ 
lung unwürdig, wenn Beſchlüſſe derſelben, die ſie mit voller 
Ueberzeugung gefaßt, dadurch wieder ſchwankend gemacht wer⸗ 
den, daß Männer von der Tribüne aus ſprechen, die die 
Sachlage nicht kennen, daß ſie Erdichtungen aus Zeitungen 
berichten und darauf Anträge ſtellen. — Die Verſammlung 


Es iſt ſchwer und gewagt, meine Herren, 


Er will die volle und 
ſtarre Germaniſtirung des Großherzogthums, und wird des⸗ 
halb von der Mehrzahl der Polen gehaßt. 
meine Herren, können Sie dieſen, wenn auch ſonſt hoch zu 
ehrenden Mann, hierher ziehen wollen in dem Augenblicke, 
wo die deutſche vorberathende Verſammlung in Frankfurt am 
Main die Theilung Polens als ein ſchmachvolles Unrecht er⸗ 
klärt? Ich frage aber noch weiter, meine Herren, was be⸗ 


Ich frage Sie, 


daß durch ganz Europa das Wort fliegen 


Es ſind nur Vorſchläge 


Danach iſt es keinesweges unmöglich, 
daß eine Reorganiſation freilich iu anderem Sinne, als wir 
ſie als Deutſche wünſchen, erfolgen könnte. In dieſem Falle 
müßte man ſich den Anordnungen, die die Nothwendigkeit 
auferlegt, fügen. — Eine bevorſtehende Demarkations⸗Linie 9 7 
In dem Allerhöchſten Propoſitions⸗Dekrete vom 3. d. M. 


immer ausſpreche, aber die Bahn 


hatte in den letzten Tagen beſchloſſen, ſich jeder Demonſtra⸗ 
tionen gegen den General v. Williſen, als gegen ihre Würde 


verſtoßend, zu enthalten, dagegen energiſch gegen alle feine 


Maßregeln zu proteſtiren, welche ungerechter Weiſe die deut⸗ 
ſchen Intereſſen verletzten. Dieſer Proteſt iſt einſtimmig dem 
Comité überlaſſen und von dieſem eingelegt worden: beim 


Herrn Miniſterpräſidenten von Camphauſen, beim Herrn 


Oberpräſidenten, bei Excellenz v. Colom bz; er tft endlich den 
Zeitungen übergeben worden. — Meine Herren! über die 
„Reorganiſation iſt noch nichts beſchloſſen, es find nur Be⸗ 
ſprechungen gepflogen und nicht einmal Protocolle geführt 
worden; ein halbes, von unſerm Vorſitzenden am erſten Tage 
geſchriebenes, ausgenommen. — General v. Williſen hat 
uns die Wahl von 5 neuen Mitgliedern in die Commiſſion 
anheimgegeben, es werden die vom Comité gewählten und 
von der Volksſtimme genehmigten ſein. — Sie werden unſere 
deutſche Sache wahren, ſie treffen jetzt ſchon Vorbereitungen. 
Es iſt geſagt worden, Herr v. W. habe Prinzipien, die wir 
nicht theilen — Meine Herren! wenn wir die Maßregeln, 
die aus dieſen Prinzipien her vorgehen, unſchädlich machen, ſo 
berühren uns dieſe Prinzipien nicht. Darum bleiben wir bei 
unſeren Schritteu auf dem Boden des Rechts! keine Straßen⸗ 


manifeſtation! unſer Wille thut ſeine Wirkung am beſten in 


der geſetzlichen Form, und meine Herren! wie das, was ein 
deutſcher Mann beſchloſſen und aasgeſprochen, gehalten wer⸗ 
den muß, ſo muß auch der Beſchluß einer Verſammlung deut⸗ 
ſcher Männer heilig ſein! n ne 

Der Ordner ſtellt die Frage zur Abſtimmung: „ob der 
Wunſch ausgeſprochen werden ſolle, Herrn v. Williſen ab⸗ 
zuberufen?“ er bemerkt dabei, daß er, wenn man ſich zu De⸗ 
monſtrationen verleiten laſſe, nicht mehr Ordner bleiben könne. 
1 v. Crouſaz bemerkt darauf: Meine Herreu! Der Ord⸗ 
ner droht halb und halb mit feinem Austritt, wenn die Frage 


gegen ſeine Anſicht entſchieden wird, ich wünſche ſehr, daß 
für die Anſicht des Ordners, welche auch die meinige iſt, ge⸗ 
eſtimmt werde; aber meine Herren! die Verſammlung muß 


ohne Drohung, frei und ſelbſt ſtändig abſtimmen, und ich hoffe 
ſie wird es! f 
Der Ordner verwahrt ſich gegen die ihm untergelegte 
Abſicht. Die Abſtimmung erfolgt, die Frage wird mit gro⸗ 


ßer Majorität verneint. 


(Schluß der Verſammlung.) 


Proteſt. 
Hohes Staats miniſterium! 


haben Se. Majeſtät der König, veranlaßt durch den Beſchluß 
der hohen Bundesverſammlung vom 30. März d. J., die zum 


vereinigten Landtage verſammelten Stände aus Allerhöchſt 


Dero zum deutſchen Bunde gehörigen Provinzen 
aufgefordert, die zur Verſammlung der deutſchen National⸗ 
Repräſentation abzuordnenden Vertreter unverzüglich zu wäh⸗ 
len. Gleichzeitig haben Se. Majeſtät an die zum vereinigten 
Landtage mitverſammelten Abgeordneten aus den Provin⸗ 


zen Preußen und Poſen dieſelbe Aufforderung gerichtet, 


jedoch nur für den Fall, daß dieſe Provinzen in Folge des 


Allerhöchſten Patents vom 18. v. M. den Wunſch ausſprechen 


ſollten, dem deutſchen Bunde einverleibt zu werden. Die Pro⸗ 
vinzialſtände des Königreichs Preußen haben hiernächſt in der 
Erklärung vom 3. April d. J. dieſen Wunſch ausgeſprochen 
und des Königs Majeſtät haben bereits mit der Ordre vom 
6. April ein hohes Staatsminiſterium beauftragt, die zur Auf⸗ 
nahme der Provinz in den deutſchen Bund erforderlichen Ein⸗ 
leitungen zu treffen. 


Seitens der Provinzialſtände des Großherzogthums Po⸗ 
ſen iſt eine Erklärung nicht erfolgt, wenigſtens iſt darüber 
amtlich nichts bekannt geworden. Die gehorſamſt unterzeich⸗ 


neten deutſchen Einwohner des Großherzogthums Poſen und 
zunächſt der Stadt Poſen wollen hier nicht ihre Wünſche nie⸗ 
derlegen, wie die zur Entſchließung geſtellte Frage rückſichtlich 
des Großherzogthums Poſen entſchieden werden möge. Sie 
wollen aber für die Geſammtheit der Bevölkerung des Groß⸗ 
herzogthums das Recht in Anſpruch nehmen, dieſe hochwichtige 
Frage ſelbſt zu entſcheiden. Sie legen daher hiermit feierlichit 
und auf das Beſtimmteſte Verwahrung dagegen ein, daß über 
die Frage, ob das Großherzogthum Poſen dem deutſchen 
Bunde angehören wolle, oder nicht, von den zum vereinigten 
Landtage verſammelten Ständen von Poſen eine Erklärung 
mit rechtlicher Wirkung für die Geſammtheit der Bevölkerung 
des Großherzogthums abgegeben werden könne und falls ſie 
— erfolgt ſei, daß ihr irgend eine rechtliche Wirkung bei⸗ 
wohne. 
Wir halten die Provinzial⸗Stände für verfaſſungsmäßig 
weder berechtigt noch befähigt über die Nationalitätsfrage zu 
entſcheiden und auch deshalb für ungeeignet, weil in denſel⸗ 
ben der zeither privilegirte Stand der Rittergutsbeſitzer das 
Uebergewicht hat. Wir können einer Entſcheidung über eine 
ſo tief in das Volksleben eingreifende Frage nur dann getroſt 
entgegenſehen, wenn darüber der Volkswille in der entſpre⸗ 
chendſten Form vernommen wird. Der Präcedenz⸗Fall der 
Stände von Preußen kann uns in dieſer Verwahrung nicht 
wankend machen. Ihrer Entſchließung fliegen die Acclama⸗ 
tionen aller Einwohner der Provinz Preußen zu. Bei uns 
iſt es anders. Die Wünſche der beiden Nationalitäten ſtehen 
ſich vielfach gegenüber und es wagt in dieſem Augenblicke kaum 
einer von uns mit Sicherheit auszuſprechen, wofür die Mehr⸗ 
heit des Volkes ſtimmt. 

Wir würden dieſe Verwahrung den zum vereinigten Land⸗ 
tage verſammelten Ständen des Großherzogthums Poſen ha⸗ 
ben zugehen laſſen, um dieſelben dadurch zu einer Inkompe⸗ 
tenz⸗Erklärung zu beſtimmen, wenn der vereinigte Landtag 
nicht inzwiſchen geſchloſſen worden wäre. Wir glauben, jetzt 
unſern Proteſt bei Einem Hohen Staats⸗Miniſterium, als 
der geeigneten hohen Landesſtelle, niederlegen zu müſſen. 

Eines Hohen Staats-Miniſterii 
gehorfamfte Einwohner der Stadt Poſen fo wie 
Bewohner der Umgegend. 


Der deutſche konſtitutionelle Klubb in Poſen an 
den deutſchen konſtitutionellen Klubb in Berlin. 
Der am 7. April aus der deutſchen Bevölkerung unſerer 
Stadt hervorgangene konſtitutionelle Klubb hat nach dem Ent⸗ 
wurfe ſeines Programms am 10. April ſeine erſte Sitzung ge⸗ 
halten. Einer ſeiner erſten Akte iſt ein freudiger Gruß nach 
Berlin und der Ausdruck herzlicher Anerkennung für den dor⸗ 


tigen konſtitutionellen Klubb, 
hervorgegangen. f 
Deutſche verbrüderte Männer! wir folgen demſelben Ziele. 
Die Verſtändigung über die Bedeutung und Ausübung der 
uns verliehenen und noch zu verleihenden konſtitutionellen Rechte 
iſt unſere Aufgabe; ſie fällt für uns hier zuſammen mit der 
Wahrnehmung aller wahrhaft deutſchen Intereſſen. ö 
Unterſtützen Sie uns in dieſem Streben durch genaue 
Mittheilung aller Ihrer Beſchlüſſe über die wichtigſten Fragen 
der Gegenwart, ſo lange nicht das Mittel der Stenographie 
ſie im ganzen Umfange der Preſſe übergiebt. 7 
Wir unſererſeits verpflichten uns gern zu gleichen Mit⸗ 
theilungen über unſere Thätigkeit und unſer Blick wird fort⸗ 
an ſtets feſt und verauungsvoll auf Ihnen ruhen. 
Poſen, den 10. April 1848. ö 


Der konſtitutionelle Klubb. 


aus deſſen Grundidee er ſelbſt 


Bürgerwehr. | 


Die hieſige Bürgerwehr hat viel zur Erhaltung der Ruhe 
und Ordnung beigetragen — nicht durch die ihr verliehenen 
Gewehre, wohl aber durch ihren moraliſchen Einfluß. | 

Es fehlt dieſer Wehr jedoch eine ſachgemäße Organiſa⸗ 
tion, ein Reglement, eine Conſequenz in ihrer Verwendung, 
Einmal werden ſchleunigſt die Bürgergardiſten von angenom⸗ 
mener deutſcher Geſinnung, das nächſte Mal diejenigen pol⸗ 
niſcher Abkunft zuſammengerufen. Dieſe zur Aufrechthaltung 
der Ordnung, welche durch Deutſche geſtört worden ſein ſoll, 
jene umgekehrt. f i 

Solche Gegenſätze dürfen von Oben herab nicht hervor⸗ 
gerufen, nicht geduldet werden; denn ſie untergraben das ge⸗ 
genſeitige Vertrauen und neutraliſiren die Wirkſamkeit der 
Bürgerwache. Gegen Unordnungen wird jeder redliche Mann 
— ob Pole oder Deutſcher — einſchreiten; zu politiſchen 
Demonſtrationen muß und darf man den hieſigen Einwohner 
aber nicht mißbrauchen. 

Man handhabe alſo die Bürgerwehr im Sinn ihrer Be⸗ 
ſtimmung — der Commandant habe den Muth einer — oder 
ſeiner Geſinnung. 


Im Namen mehrer wohlgeſinnter 
Bürgergardiſten: 
Kühnaſt. Arnous. 


Bekanntmachung. 


Die deutſchen Volksverſammlungen werden fortan immer 
nur Dienſtags und Freitags Abends 5 Uhr ſtattfinden. 


Das deutſche National⸗Comité. 


(Einſendungen werden frankirt an die Deckerſche Hofbuchdruckerei in Poſen unter dem Rubro: „Conſtitutionelles Blatt“ 
erbeten.) 
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